
Ausschuss 6 
18. Sitzung vom 07.10.2004 

Gegenüberstellung der Verfassungsbestimmungen im Schulwesen 
(ohne Grund- und Freiheitsrechte, Rechte der Kirchen, Universitätsrecht, Dienstrecht, …) 

 
Geltende Fassung Fassung nach Österreich-Konvent 

Artikel 14. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung auf dem 
Gebiete des Schulwesens sowie auf dem Gebiete des Erziehungswesens in den Ange-
legenheiten der Schüler- und Studentenheime, soweit in den folgenden Abs. nicht 
anderes bestimmt ist. Zum Schul- und Erziehungswesen im Sinne dieses Art. zählen 
nicht die im Art. 14a geregelten Angelegenheiten. 
 

Artikel xxx 
(1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in Angelegenheiten der 
Hochschulen und Universitäten (Wissenschaft, Forschung und Lehre, Entwicklung und 
Erschließung der Künste sowie Studentenheime) sowie in Angelegenheiten der 
Schulen (einschließlich der Schülerheime), sofern in Abs. 3 nicht anderes bestimmt 
wird.  
 

 (4) Schulen sind Einrichtungen, in denen Schüler gemeinsam nach einem 
umfassenden, festen Lehrplan unterrichtet werden und im Zusammenhang mit der 
Vermittlung von allgemeinen oder allgemeinen und beruflichen Kenntnissen und 
Fertigkeiten ein umfassendes erzieherisches Ziel angestrebt wird; sie haben die 
Aufgabe, nach den sittlichen, religiösen und sozialen Werten an der Heranbildung der 
Jugend zu gesunden, leistungsorientierten, pflichttreuen und verantwortungsbewussten 
Bürgern der Republik Österreich mitzuwirken. Jeder Jugendliche soll seiner 
Entwicklung und seinem Bildungsweg entsprechend zu selbständigem Urteilen und 
sozialem Verständnis geführt werden, dem politischen, religiösen und 
weltanschaulichen Denken anderer aufgeschlossen sein, sowie befähigt werden, am 
Kultur- und Wirtschaftsleben Österreichs, Europas und der Welt teilzunehmen und in 
Freiheits- und Friedensliebe an den gemeinsamen Aufgaben der Menschheit 
mitzuwirken. 
 

 (5) Die Schulen gliedern sich nach Bildungsinhalten in allgemein bildende und in 
berufsbildende Schulen sowie nach der Bildungshöhe in Pflichtschulen, mittlere 
Schulen und höhere Schulen (Schulstruktur); ab Beginn der 5. Schulstufe ist neben der 
Pflichtschule ein höheres öffentliches Bildungsangebot einzurichten (differenziertes 
Bildungsangebot). 
 

(2) Bundessache ist die Gesetzgebung, Landessache die Vollziehung in den Ange-
legenheiten des Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer für öf-
fentliche Pflichtschulen, soweit im Abs. 4 lit. a nicht anderes bestimmt ist. In diesen 
Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung ermächtigt werden, zu genau zu be-
zeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen; hiebei 
finden die Bestimmungen des Art. 15 Abs. 6 sinngemäß Anwendung. Durchfüh-
rungsverordnungen zu diesen Bundesgesetzen sind, soweit darin nicht anderes be-

(2) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in Angelegenheiten des 
Personalreches einschließlich des Personalvertretungsrechtes der an Hochschulen, 
Universitäten und Schulen, sofern nachstehend nicht anderes bestimmt wird. 
Bundessache ist die Gesetzgebung und Landessache die Vollziehung in 
Angelegenheiten des Personalrechtes einschließlich des Personalvertretungsrechtes der 
Lehrer an öffentlichen Pflichtschulen und an öffentlichen land- und 
forstwirtschaftlichen Fachschulen. 
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stimmt ist, vom Bund zu erlassen. 
 

 

(3) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache die Erlassung 
von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: 
a) Zusammensetzung und Gliederung der Kollegien, die im Rahmen der Schul-

behörden des Bundes in den Ländern und politischen Bezirken zu bilden sind, 
einschließlich der Bestellung der Mitglieder dieser Kollegien und ihrer 
Entschädigung; 

b) äußere Organisation (Aufbau, Organisationsformen, Errichtung, Erhaltung, 
Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der öffentlichen 
Pflichtschulen; 

c) äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich oder vor-
wiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; 

d) fachliche Anstellungserfordernisse für die von den Ländern, Gemeinden oder von 
Gemeindeverbänden anzustellenden Kindergärtnerinnen und Erzieher an Horten 
und an Schülerheimen, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler von 
Pflichtschulen bestimmt sind. 

 

 

(4) Landessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden Angele-
genheiten: 
a) Behördenzuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit über die Lehrer für 

öffentliche Pflichtschulen auf Grund der gemäß Abs. 2 ergehenden Gesetze; in 
den Landesgesetzen ist hiebei zu bestimmen, daß die Schulbehörden des Bundes 
in den Ländern und politischen Bezirken bei Ernennungen, sonstigen 
Besetzungen von Dienstposten und bei Auszeichnungen sowie im Qualifikations- 
und Disziplinarverfahren mitzuwirken haben. Die Mitwirkung hat bei 
Ernennungen, sonstigen Besetzungen von Dienstposten und bei Auszeichnungen 
jedenfalls ein Vorschlagsrecht der Schulbehörde erster Instanz des Bundes zu 
umfassen; 

b) Kindergartenwesen und Hortwesen. 
 

(3) Landessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in Angelegenheiten  
Variante 1 (wie bisher, luf Berufsschulen und Fachschule zur Gänze bei den 
Ländern): 
1. der Errichtung, Erhaltung und Auflassung, des Einzugsbereiches von öffentlichen 
Pflichtschulen sowie der Klassen- und Gruppenbildung und des Lehrereinsatzes an 
diesen Schulen, 
2. der öffentlichen land- und forstwirtschaftlichen berufsbildenden Pflichtschulen und 
mittleren Schulen, 
3. der öffentlichen Schülerheime an den in Z 1 und 2 genannten Schulen. 
Variante 2 (folgt der Grundstruktur im übrigen Schulwesen im Sinne dieses 
Artikels): 
1. der Errichtung, Erhaltung und Auflassung, des Einzugsbereiches von öffentlichen 
Pflichtschulen und öffentlichen land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen sowie der 
Klassen- und Gruppenbildung und des Lehrereinsatzes an diesen Schulen, 
2. der öffentlichen Schülerheime an den in Z 1 genannten Schulen. 
Die in Ausführung dieses Absatzes ergehenden Landesgesetze haben auf die Zahl der 
im örtlichen Einzugsbereich lebenden schulpflichtigen Personen Bedacht zu nehmen 
sowie die den in Österreich lebenden Angehörigen von Minderheiten 
(staatsvertraglich) eingeräumten Rechte zu wahren.  
 

(5) Abweichend von den Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 ist Bundessache die Ge-  
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setzgebung und die Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: 
a)  Öffentliche Übungsschulen, Übungskindergärten, Übungshorte und Übungsschü-

lerheime, die einer öffentlichen Schule zum Zwecke lehrplanmäßig vorgesehener 
Übungen eingegliedert sind; 

b)  öffentliche Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler der in 
lit. a genannten Übungsschulen bestimmt sind; 

c)  Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Lehrer, Erzieher und 
Kindergärtnerinnen für die in lit. a und b genannten öffentlichen Einrichtungen. 

 
(6) Öffentliche Schulen sind jene Schulen, die vom gesetzlichen Schulerhalter errichtet 
und erhalten werden. Gesetzlicher Schulerhalter ist der Bund, soweit die Gesetzgebung 
und Vollziehung in den Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung 
von öffentlichen Schulen Bundessache ist. Gesetzlicher Schulerhalter ist das Land oder 
nach Maßgabe der landesgesetzlichen Vorschriften die Gemeinde oder ein 
Gemeindeverband, soweit die Gesetzgebung oder Ausführungsgesetzgebung und die 
Vollziehung in den Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung von 
öffentlichen Schulen Landessache ist. Öffentliche Schulen sind allgemein ohne Un-
terschied der Geburt, des Geschlechtes, der Rasse, des Standes, der Klasse, der 
Sprache und des Bekenntnisses, im übrigen im Rahmen der gesetzlichen 
Voraussetzungen zugänglich. Das gleiche gilt sinngemäß für Kindergärten, Horte und 
Schülerheime. 
 

(6) Öffentliche Schulen sind jene Schulen, die vom gesetzlichen Schulerhalter errichtet 
und erhalten werden. Gesetzlicher Schulerhalter öffentlicher Pflichtschulen sowie 
öffentlicher land- und forstwirtschaftlicher Fachschulen ist das Land oder nach 
Maßgabe landesgesetzlicher Bestimmungen die Gemeinde oder ein Gemeindeverband. 
Gesetzlicher Schulerhalter der sonstigen Schulen ist der Bund. Schulen, die nicht 
öffentlich sind, sind Privatschulen; diesen ist nach Maßgabe gesetzlicher 
Bestimmungen das Öffentlichkeitsrecht zu verleihen. 
 

 (7) Für alle Personen, die sich in Österreich dauernd aufhalten, besteht nach Maßgabe 
gesetzlicher Bestimmungen eine neunjährige allgemeine Schulpflicht sowie eine 
Berufsschulpflicht.  
 

(7) Schulen, die nicht öffentlich sind, sind Privatschulen; diesen ist nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen das Öffentlichkeitsrecht zu verleihen. 
 

 

(8) Dem Bund steht die Befugnis zu, sich in den Angelegenheiten, die nach Abs. 2 und 
3 in die Vollziehung der Länder fallen, von der Einhaltung der auf Grund dieser Abs. 
erlassenen Gesetze und Verordnungen Kenntnis zu verschaffen, zu welchem Zwecke 
er auch Organe in die Schulen und Schülerheime entsenden kann. Werden Mängel 
wahrgenommen, so kann dem Landeshauptmann durch Weisung (Art. 20 Abs. 1) die 
Abstellung der Mängel innerhalb einer angemessenen Frist aufgetragen werden. Der 
Landeshauptmann hat für die Abstellung der Mängel nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften Sorge zu tragen und ist verpflichtet, um die Durchführung solcher 
Weisungen zu bewirken, auch die ihm in seiner Eigenschaft als Organ des selb-
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ständigen Wirkungsbereiches des Landes zu Gebote stehenden Mittel anzuwenden. 
 
(9) Auf dem Gebiet des Dienstrechtes der Lehrer, Erzieher und Kindergärtnerinnen 
gelten für die Verteilung der Zuständigkeiten zur Gesetzgebung und Vollziehung hin-
sichtlich der Dienstverhältnisse zum Bund, zu den Ländern, zu den Gemeinden und zu 
den Gemeindeverbänden, soweit in den vorhergehenden Abs. nicht anderes bestimmt 
ist, die diesbezüglichen allgemeinen Regelungen der Art. 10 und 21. Gleiches gilt für 
das Personalvertretungsrecht der Lehrer, Erzieher und Kindergärtnerinnen. 
 

 

(10) In den Angelegenheiten der Schulbehörden des Bundes in den Ländern und 
politischen Bezirken, der Schulpflicht, der Schulorganisation, der Privatschulen und 
des Verhältnisses von Schule und Kirchen (Religionsgesellschaften) einschließlich des 
Religionsunterrichtes in der Schule, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der 
Hochschulen und Kunstakademien handelt, können Bundesgesetze vom Nationalrat 
nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. Das gleiche gilt für 
die Genehmigung der in diesen Angelegenheiten abgeschlossenen Staatsverträge der 
im Art. 50 bezeichneten Art. 
 

 

Artikel 14a. (1) Auf dem Gebiete des land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens 
sowie auf dem Gebiete des land- und forstwirtschaftlichen Erziehungswesens in den 
Angelegenheiten der Schülerheime, ferner in den Angelegenheiten des Dienstrechtes 
und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer und Erzieher an den unter diesen Art. 
fallenden Schulen und Schülerheimen sind Gesetzgebung und Vollziehung 
Landessache, soweit in den folgenden Abs. nicht anderes bestimmt ist. 
Angelegenheiten des Hochschulwesens gehören nicht zum land- und 
forstwirtschaftlichen Schulwesen. 
 

Der vorliegende „Bildungsartikel“ umfasst auch das gesamte land- und 
forstwirtschaftliche Schulwesen. 

(2) Bundessache ist die Gesetzgebung und Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: 
a)  höhere land- und forstwirtschaftliche Lehranstalten sowie Anstalten für die Aus-

bildung und Fortbildung der Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen Schulen; 
b)  Fachschulen für die Ausbildung von Forstpersonal; 
c)  öffentliche land- und forstwirtschaftliche Fachschulen, die zur Gewährleistung 

von lehrplanmäßig vorgesehenen Übungen mit einer der unter den lit. a und b 
genannten öffentlichen Schulen oder mit einer land- und forstwirtschaftlichen 
Versuchsanstalt des Bundes organisatorisch verbunden sind; 

d)  Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler der unter den lit. a 
bis c genannten Schulen bestimmt sind; 

e)  Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Lehrer und Erzieher für die unter 

 

746/AVORL-K - Ausschussvorlage4 von 10
744/A

V
O

R
L

-K
 - A

usschussvorlage
4 von 10



den lit. a bis d genannten Einrichtungen; 
f)  Subventionen zum Personalaufwand der konfessionellen land- und 

forstwirtschaftlichen Schulen; 
g)  land- und forstwirtschaftliche Versuchsanstalten des Bundes, die mit einer vom 

Bund erhaltenen land- und forstwirtschaftlichen Schule zur Gewährleistung von 
lehrplanmäßig vorgesehenen Übungen an dieser Schule organisatorisch 
verbunden sind. 

 
(3) Soweit es sich nicht um die im Abs. 2 genannten Angelegenheiten handelt, ist 
Bundessache die Gesetzgebung, Landessache die Vollziehung in den Angelegenheiten 
a)  des Religionsunterrichtes; 
b)  des Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer für öffentliche 

land- und forstwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen und der Erzieher für 
öffentliche Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler dieser 
Schulen bestimmt sind, ausgenommen jedoch die Angelegenheiten der 
Behördenzuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit über diese Lehrer und 
Erzieher. 

In den auf Grund der Bestimmungen unter lit. b ergehenden Bundesgesetzen kann die 
Landesgesetzgebung ermächtigt werden, zu genau zu bezeichnenden einzelnen 
Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen; hiebei finden die 
Bestimmungen des Art. 15 Abs. 6 sinngemäß Anwendung. 
Durchführungsverordnungen zu diesen Bundesgesetzen sind, soweit darin nicht an-
deres bestimmt ist, vom Bund zu erlassen. 
 

 

(4) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache die Erlassung 
von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung  
a)  hinsichtlich der land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen: in den 

Angelegenheiten der Festlegung sowohl des Bildungszieles als auch von 
Pflichtgegenständen und der Unentgeltlichkeit des Unterrichtes sowie in den 
Angelegenheiten der Schulpflicht und des Übertrittes von der Schule eines 
Landes in die Schule eines anderen Landes; 

b)  hinsichtlich der land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen: in den 
Angelegenheiten der Festlegung der Aufnahmevoraussetzungen, des 
Bildungszieles, der Organisationsformen, des Unterrichtsausmaßes und der 
Pflichtgegenstände, der Unentgeltlichkeit des Unterrichtes und des Übertrittes 
von der Schule eines Landes in die Schule eines anderen Landes; 

c)  in den Angelegenheiten des Öffentlichkeitsrechtes der privaten land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen mit Ausnahme der unter Abs. 2 lit. 
b fallenden Schulen; 
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d)  hinsichtlich der Organisation und des Wirkungskreises von Beiräten, die in den 
Angelegenheiten des Abs. 1 an der Vollziehung der Länder mitwirken. 

 
(5) Die Errichtung der im Abs. 2 unter den lit. c und g bezeichneten land- und for-
stwirtschaftlichen Fachschulen und Versuchsanstalten ist nur zulässig, wenn die 
Landesregierung des Landes, in dem die Fachschule bzw. die Versuchsanstalt ihren 
Sitz haben soll, der Errichtung zugestimmt hat. Diese Zustimmung ist nicht 
erforderlich, wenn es sich um die Errichtung einer land- und forstwirtschaftlichen 
Fachschule handelt, die mit einer Anstalt für die Ausbildung und Fortbildung der 
Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen Schulen zur Gewährleistung von 
lehrplanmäßig vorgesehenen Übungen organisatorisch verbunden werden soll. 
 

 

(6) Dem Bund steht die Befugnis zu, in den Angelegenheiten, die nach Abs. 3 und 4 in 
die Vollziehung der Länder fallen, die Einhaltung der von ihm erlassenen Vorschriften 
wahrzunehmen. 
 

 

(7) Die Bestimmungen des Art. 14 Abs. 6, 7 und 9 gelten sinngemäß auch für die im 
ersten Satz des Abs. 1 bezeichneten Gebiete. 
 

 

(8) In den Angelegenheiten gemäß Abs. 4 können Bundesgesetze vom Nationalrat nur 
in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 
 

 

Artikel 81a. (1) Die Verwaltung des Bundes auf dem Gebiete des Schulwesens und 
auf dem Gebiete des Erziehungswesens in den Angelegenheiten der Schülerheime ist 
vom zuständigen Bundesminister und - soweit es sich nicht um das Hochschul- und 
Kunstakademiewesen sowie um das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen und das 
land- und forstwirtschaftliche Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schüler-
heime handelt - von den dem zuständigen Bundesminister unterstehenden Schulbehör-
den des Bundes zu besorgen. Zur Führung von Verzeichnissen der Schulpflichtigen 
können im übertragenen Wirkungsbereich des Bundes die Gemeinden herangezogen 
werden. 
 

(9) Zur Vollziehung des Bundes und der Länder ist für alle Angelegenheiten der in 
diesem Artikel geregelten Schulen, einschließlich des Personalrechtes der Lehrer an 
diesen Schulen, als erstinstanzliche Behörde in jedem Bundesland eine Landes-
Bildungsdirektion einzurichten. Die Leitung der Landes-Bildungsdirektion obliegt dem 
Landeshauptmann oder auf dessen Vorschlag einem vom zuständigen Bundesminister 
für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des Landtages zu bestellenden 
Behördenleiter; die Leitung des inneren Dienstes der Landes-Bildungsdirektion obliegt 
einem vom Landeshauptmann zu bestellenden rechtskundigen Beamten. Die näheren 
Bestimmungen über die Organisation (Behördenstruktur, Finanzierung) sind unter 
Berücksichtigung der regionalen Erfordernisse durch Bundesgesetz festzulegen, wobei 
dieses Bundesgesetz in einzelnen genau zu bezeichnenden Angelegenheiten auch die 
Zuständigkeit des Landesgesetzgebers vorsehen kann. In zweiter Instanz erfolgt die 
Vollziehung des Bundes bzw. des Landes nach Maßgabe bundes- bzw. 
landesgesetzlicher Vorschriften. 
 

(2) Für den Bereich jedes Landes ist eine als Landesschulrat und für den Bereich jedes  
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politischen Bezirkes eine als Bezirksschulrat zu bezeichnende Schulbehörde 
einzurichten. Im Land Wien hat der Landesschulrat auch die Aufgaben des 
Bezirksschulrates zu besorgen und die Bezeichnung Stadtschulrat für Wien zu führen. 
Der sachliche Wirkungsbereich der Landes- und Bezirksschulräte ist durch 
Bundesgesetz zu regeln. 
 
(3) Für die durch Gesetz zu regelnde Einrichtung der Schulbehörden des Bundes gelten 
folgende Richtlinien: 
a)  Im Rahmen der Schulbehörden des Bundes sind Kollegien einzurichten. Die 

stimmberechtigten Mitglieder der Kollegien der Landesschulräte sind nach dem 
Stärkeverhältnis der Parteien im Landtag, die stimmberechtigten Mitglieder der 
Kollegien der Bezirksschulräte nach dem Verhältnis der für die im Landtag 
vertretenen Parteien bei der letzten Landtagswahl im Bezirk abgegebenen 
Stimmen zu bestellen. Die Bestellung aller oder eines Teiles der Mitglieder der 
Kollegien durch den Landtag ist zulässig. 

b)  Präsident des Landesschulrates ist der Landeshauptmann, Vorsitzender des Be-
zirksschulrates der Leiter der Bezirksverwaltungsbehörde. Wird die Bestellung 
eines Amtsführenden Präsidenten des Landesschulrates gesetzlich vorgesehen, so 
tritt dieser in allen Angelegenheiten, die sich der Präsident nicht selbst vorbehält, 
an dessen Stelle. Wird die Bestellung eines Vizepräsidenten gesetzlich 
vorgesehen, so steht diesem das Recht der Akteneinsicht und Beratung zu; ein 
solcher Vizepräsident ist jedenfalls in jenen fünf Ländern zu bestellen, die nach 
dem Ergebnis der letzten vor dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungsgesetzes 
durchgeführten amtlichen Volkszählung die meisten Einwohner haben.  

c)  Die Aufgabenbereiche der Kollegien und der Präsidenten (Vorsitzenden) der 
Landes- und Bezirksschulräte sind durch Gesetz zu bestimmen. Zur Erlassung 
von Verordnungen und allgemeinen Weisungen, zur Bestellung von Funktionären 
und zur Erstattung von Ernennungsvorschlägen sowie zur Erstattung von 
Gutachten zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen sind die Kollegien zu berufen. 

d)  In dringenden Fällen, die einen Aufschub bis zur nächsten Sitzung des 
Kollegiums nicht zulassen, hat der Präsident (der Vorsitzende) auch in den dem 
Wirkungsbereich des Kollegiums zugewiesenen Angelegenheiten Erledigungen 
zu treffen und hierüber ohne Verzug dem Kollegium zu berichten. 

e)  Ist ein Kollegium durch mehr als zwei Monate beschlußunfähig, so gehen die 
Aufgaben des Kollegiums für die weitere Dauer der Beschlußunfähigkeit auf den 
Präsidenten (Vorsitzenden) über. Der Präsident (Vorsitzende) tritt in diesen 
Fällen an die Stelle des Kollegiums. 

 

 

(4) In den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der Kollegien fallen, können  
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Weisungen (Art. 20 Abs. 1) nicht erteilt werden. Dies gilt nicht für Weisungen, mit 
denen wegen Gesetzwidrigkeit die Durchführung des Beschlusses eines Kollegiums 
untersagt oder die Aufhebung einer vom Kollegium erlassenen Verordnung angeordnet 
wird. Solche Weisungen sind zu begründen. Die Schulbehörde, an die die Weisung 
gerichtet ist, kann dagegen auf Grund eines Beschlusses des Kollegiums nach 
Maßgabe der Art. 129 ff. unmittelbar Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof 
erheben. 
 
(5) Der zuständige Bundesminister kann sich persönlich oder durch Organe des von 
ihm geleiteten Bundesministeriums vom Zustand und von den Leistungen auch jener 
Schulen und Schülerheime überzeugen, die dem Bundesministerium im Wege der Lan-
desschulräte unterstehen. Festgestellte Mängel - soweit es sich nicht um solche im 
Sinne des Art. 14 Abs. 8 handelt - sind dem Landesschulrat zum Zwecke ihrer Ab-
stellung bekanntzugeben. 
 

(8) Der Bund hat für die Wahrung der Einheitlichkeit des Schulwesens und für die 
Sicherung der Qualität aller Schulen Sorge zu tragen. Zu diesem Zweck hat er 
fachkundige Mitarbeiter in den Landes-Bildungsdirektionen vorzusehen. 
 

Artikel 81b. (1) Die Landesschulräte haben Dreiervorschläge zu erstatten 
a)  für die Besetzung der Dienstposten des Bundes für Schulleiter, sonstige Lehrer 

und Erzieher an den den Landesschulräten unterstehenden Schulen und 
Schülerheimen, 

b)  für die Besetzung der Dienstposten des Bundes für die bei den Landes- und 
Bezirksschulräten tätigen Schulaufsichtsbeamten sowie für die Betrauung von 
Lehrern mit Schulaufsichtsfunktionen, 

c)  für die Bestellung der Vorsitzenden und der Mitglieder der 
Prüfungskommissionen für das Lehramt an Hauptschulen und an Sonderschulen. 

 

 

(2) Die Vorschläge nach Abs. 1 sind an den gemäß Art. 66 Abs. 1 oder Art. 67 Abs. 1 
oder auf Grund sonstiger Bestimmungen zuständigen Bundesminister zu erstatten. Die 
Auswahl unter den vorgeschlagenen Personen obliegt dem Bundesminister. 
 

 

(3) Bei jedem Landesschulrat sind Qualifikations- und Disziplinarkommissionen erster 
Instanz für Schulleiter und sonstige Lehrer sowie für Erzieher einzurichten, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund stehen und an einer dem 
Landesschulrat unterstehenden Schule (Schülerheim) verwendet werden. Das Nähere 
ist durch Bundesgesetz zu regeln. 
 

 

Artikel 102. (1) Im Bereich der Länder üben die Vollziehung des Bundes, soweit nicht 
eigene Bundesbehörden bestehen (unmittelbare Bundesverwaltung), der 
Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbehörden aus (mittelbare 
Bundesverwaltung). .... 
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(2) Folgende Angelegenheiten können im Rahmen des verfassungsmäßig festgestellten 
Wirkungsbereiches unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden:  
 ..... Schulwesen sowie Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schüler- 
und Studentenheime, ausgenommen das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen und 
das land- und forstwirtschaftliche Erziehungswesen in den Angelegenheiten der 
Schülerheime. 
 

 

(3) Dem Bund bleibt es vorbehalten, auch in den im Abs. 2 aufgezählten 
Angelegenheiten den Landeshauptmann mit der Vollziehung des Bundes zu 
beauftragen. 
 

 

(4) Die Errichtung von eigenen Bundesbehörden für andere als die im Abs. 2 
bezeichneten Angelegenheiten kann nur mit Zustimmung der beteiligten Länder 
erfolgen. 
 

 

Artikel 131. (1) Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen 
Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 
1.  wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet, nach 

Erschöpfung des Instanzenzuges; 
2.  in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 4 

sowie in jenen Angelegenheiten, in denen dem Bescheid eines Landes- oder 
Bezirksschulrates ein kollegialer Beschluß zugrunde liegt, der zuständige 
Bundesminister, soweit die Parteien den Bescheid im Instanzenzug nicht mehr 
anfechten können. 

 

 

Artikel 142. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über die Anklage, mit der die 
verfassungsmäßige Verantwortlichkeit der obersten Bundes- und Landesorgane für die 
durch ihre Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften Rechtsverletzungen geltend gemacht 
wird. 
 

 

(2) Die Anklage kann erhoben werden: 
..... 
f)  gegen einen Landeshauptmann wegen Nichtbefolgung einer Weisung gemäß Art. 

14 Abs. 8: durch Beschluß der Bundesregierung;  
g)  gegen eine Präsidenten oder Amtsführenden Präsidenten des Landesschulrates 

wegen Gesetzesverletzung sowie wegen Nichtbefolgung der Verordnungen oder 
sonstigen Anordnungen (Weisungen) des Bunden: durch Beschluß der 
Bundesregierung; 
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(4) Das verurteilende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes hat auf Verlust des 
Amtes, unter besonders erschwerten Umständen auch auf zeitlichen Verlust der 
politischen Rechte, zu lauten; bei geringfügigen Rechtsverletzungen in den in Abs. 2 
unter .... f und g erwähnten Fällen kann sich der Verfassungsgerichtshof auf die 
Feststellung beschränken, daß eine Rechtsverletzung vorliegt. Der Verlust des Amtes 
des Präsidenten des Landesschulrates hat auch den Verlust jenes Amtes zur Folge, mit 
dem das Amt des Präsidenten gemäß Art. 81a Abs. 3 lit. b verbunden ist. 
 

 

(5) Der Bundespräsident kann von dem ihm nach Art. 65 Abs. 2 lit. c zustehenden 
Recht .... im Falle der lit. .... f und g nur auf Antrag der Bundesregierung Gebrauch 
machen, und zwar in allen Fällen nur mit Zustimmung des Angeklagten. 
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